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B
erlin ist nach dem linksextre-
mistischen Anschlag auf die
Stromversorgung genauso
ungeschützt wie zuvor: We-
nige Tage, nachdem ein
Brandanschlag im Südwes-

ten der Hauptstadt bis zu 50.000 Haushalte
lahmlegte, stehenzentraleAnlagenderBerli-
ner Energieinfrastruktur weiterhin nahezu
ungeschützt im öffentlichen Raum. Keine
Polizei, keineSicherheitsdienste, keine sicht-
baren temporären Schutzmaßnahmen.

Eine exklusive Recherche der Berliner
Zeitung zeigt: Reporter konnten zahlreiche
Orte ähnlich der Kabelbrücke in Lichter-
felde, auf die am 3. Januar ein Brandan-
schlag verübt wurde, in verschiedenen Be-
zirken der Stadt unbehelligt aufsuchen,
fotografieren, betreten und begutachten.
Zäune lassen sich mit einfachen Hilfsmit-
teln überwinden, Wachpersonal ist nicht
vorhanden.

Lediglich Schilder mit der Aufschrift
„Vorsicht, Lebensgefahr“ sollen potenzielle
Täter abschrecken. An manchen Standor-
ten genügt ein geparktes Auto oder eine an-
grenzende Bebauung, um auf das Gelände
zu gelangen.

Hinzu kommt: Nach Einschätzung der
Sicherheitsbehördenbestehtweiterhin eine
konkrete Gefährdungslage. Zum jüngsten
Anschlag bekannte sich erneut die linksex-
tremistische Vulkangruppe, die bereits in
derVergangenheit erfolgreichTeiledesBer-
liner Stromnetzes zerstört hat. In einem ak-
tuellen Schreiben drohen Personen seit
Donnerstag mit einem weiteren Anschlag,
diesmal auf die Versorgung der Haushalte
vonMarzahn-Hellersdorf.

Derweil betont Innensenatorin Iris
Spranger, dass der Schutz kritischer Infra-
struktur intensiviert worden sei. Wirt-
schaftssenatorin Franziska Giffey kündigte
an, neuralgische Punkte künftig stärker per
Video zu überwachen. Vor Ort ist davon
nichts zu erkennen.

Reporter der Berliner Zeitung besuchten
indenTagennachdemAnschlag insgesamt
acht Umspannwerke in Ost- undWest-Ber-
lin, in Randlagen und dicht bebauten Ge-
bieten. Was sie vorfanden, ist schwer zu
glauben. Während am Provisorium in Süd-
berlin gearbeitet wird und dieHeizungen in
den betroffenen 50.000 Haushalten vorerst
wieder laufen, könnte jeder, der genug kri-
minelle Energie besitzt, den nächsten An-
schlag verüben.

Erster Halt Marzahn-Hellersdorf. Das
Umspannwerk liegt offen einsehbar zwi-
schen S-Bahngleisen. Ein niedriger Metall-
zaun trennt das Stromwerk vom öffentli-
chen Raum. Weder Wachpersonal noch
Polizei sind vor Ort, temporäre Sicherungs-
maßnahmen fehlen, und einen Stachel-
drahtzaun suchtman vergeblich.

Polizeibeamte sind nicht präsent

Während ein Reporter der Berliner Zeitung
dasGelände von außenbegutachtet, verlas-
sen Mitarbeiter des Netzbetreibers Strom-
netzBerlin dieAnlage.Nicht dieMitarbeiter
sprechen die unbekannten Personen an,
die Fotos und Videos aufnehmen, sondern
andersherum. Auf Nachfrage erklären sie,
der Schutz erfolge angeblich über mehrere
Kameras. Sobald jemand den Zaun über-
steige, werde automatisch ein Alarm ausge-
löst, die Polizei erhalte unmittelbar einen
Notruf.

DieFrage,wie langeEinsatzkräftebis zum
Eintreffen benötigen und ob potenzielle Tä-
ter nicht bis zumEintreffen der Polizei einen
erheblichen Schaden anrichten könnten,
wird nicht beantwortet. Ebenso wollen sich
dieMitarbeiter nicht dazuäußern, obdie an-
gebrachten Kameras ausreichen, um Täter
abzuschrecken, die gezielt vorgehen und
ihre Tat vorbereitet haben.

Die Bilanz des ersten Werks: Der Betrieb
läuft wie zuvor. Es gibt keine sichtbaren zu-
sätzlichen Sicherungen und es wurden auch
keine temporärenMaßnahmenergriffen.

Ein paar Kilometer weiter ein ähnliches
Bild. Der Zaun ist höher, an seiner Ober-
kante verläuft Stacheldraht. Entlang des
Zauns hängt ein Sichtschutz aus Stoffbah-
nen. Große Teile davon sind beschädigt
oder vollständig zerfleddert. An mehreren
Stellen hängen die Planen lose herab oder
liegen bereits auf dem Boden. Was als Ab-
schirmung gedacht war, wäre nun eine
nützliche Einstiegshilfe. Wachpersonal
oder Polizeibeamte sind nicht präsent.

Nächste Station: Schöneweide. Das Um-
spannwerk liegt direkt neben einer weitläu-
figen Kleingartenanlage. Die Anlage ist vom
öffentlichen Straßenraum aus problemlos
erreichbar. Autos können unmittelbar
neben demGelände abgestellt werden. Der
Zaun ist weniger als zwei Meter hoch.
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Auch nach demAnschlag bleibt Berlins Energie-Infrastruktur
für jedermann zugänglich. Der Senat hat keinerlei

sichtbare Schutzmaßnahmen ergriffen

KeinSchutz
gegenneuenTerror

Weder Kameras noch ein Stacheldrahtzaun
wurden angebracht. Wieder ist kein Sicher-
heitspersonal oder Polizeistreife vor Ort.
Während die Reporter das Gelände umrun-
den, Fotosmachenundsich längereZeit am
Zaun aufhalten, werden sie von nieman-
dem angesprochen oder kontrolliert.

In Spandau befindet sich eines der größ-
ten Heiz- und Kraftwerksareale der Haupt-
stadt. Das Gelände ist weitläufig, die Di-
mensionen sind gewaltig. Sollte diese An-
lage sabotiert werden, wären nicht nur ein-
zelne Straßenzüge oder Bezirke betroffen,
sondern große Teile der Stadt. An dem
Standort befinden sich zentraleAnlagender
Berliner Strom- und Wärmeversorgung.
Nach öffentlich verfügbaren Angaben ver-
sorgt der Kraftwerkskomplex in der Spitze
mehrere hunderttausend Haushalte, im
Verbund sogar bis zu rund einer Million
BerlinerWohneinheitenmit Energie.

Dieser Umstand scheint die Stadt aber
nicht dazu veranlasst zu haben, die Sicher-
heitsmaßnahmen zu erhöhen. Das Areal ist
lediglich durch einen vergleichsweise nied-
rigen Zaun gesichert, an dessen Oberkante
Stacheldraht angebracht ist.Weitere Barrie-
ren sind nicht erkennbar. Wachpersonal
oder Polizei sind nicht zu sehen.

Vonaußen ist nicht eindeutig erkennbar,
wo genau sich die sensibelsten Teile der in-
neren Infrastrukturbefinden.Weraberüber
entsprechendes Spezialwissen verfügt und
gezielt vorgeht, könnte hier erheblichen
Schaden anrichten.

Ähnliche Eindrücke ergeben sich an wei-
terenOrten: In Köpenick besucht ein Repor-
ter ein kleines Trafohaus, das rund 200 Sied-
lungshäuser versorgt. Das Gebäude ist bunt
bemalt, ein Waschbär ziert die Fassade. Es
gibt nicht einmal einen Zaun, und die Tür
des Häuschens verfügt nur über ein primiti-
ves Zylinderschloss. Kameras? Anderweitige
Sicherungsmaßnahmen? Fehlanzeige.

Ein weiterer Ort, den Reporter der Berli-
ner Zeitung aufgesucht haben: Eine 220-Ki-
lowatt-Schaltanlage inAltglienicke,dieabge-
legen zwischen Schallschutzwänden und
einer Einfamilienhaussiedlung liegt. Die
Wände der Anlage sind mit Graffiti be-
schmiert, Kameras undScheinwerfer fehlen.

An einer anderen 220kV-Schaltanlage in
Treptow haben sich ebenfalls Graffiti-

scher Debatte mit überschaubarem Ergeb-
nis. „Das Einzige, was in Berlin erreicht
wurde, war ein Gesetz, das die Anwendung
von Videotechnik im öffentlichen Raum er-
laubt“, sagt Wendt. Videokameras könnten
zwar bei der Aufklärung helfen, aber An-
schläge nicht verhindern. Dafür bräuchten
Anlagen robuste Sicherungen.

In anderen Ländern, etwa im Baltikum,
kämen dafür längst moderne Systeme wie
Biosensoren zum Einsatz, vielfach deutsche
Technologie, die hierzulande nicht verwen-
detwerde, „weildieBetreibernichtmüssen“.

Die Verwundbarkeit sei offenkundig: Bei
der Bahn reiche es, einen Deckel zur Seite
zu schieben, um an Kabel zu gelangen, am
Flughafen könne ein Maschendrahtzaun
mit einer Zange durchtrennt werden.
„Unsere Infrastruktur muss besser ge-
schütztwerdenals die Sparkassenschließfä-
cher in Gelsenkirchen“, sagt Wendt. Er for-
dert deshalb, dass endlich das Kritis-Gesetz
kommt, das Betreiber kritischer Infrastruk-
tur tatsächlich verpflichtet, ihre Anlagen zu
schützen. Ein entsprechender Gesetzent-
wurf liegt vor, das parlamentarischeVerfah-
ren läuft. Doch erst im Sommer soll das Ge-
setz beschlossenwerden.

Nach Darstellung des Senats sind drei
Viertel dieser oberirdischen Infrastruktur
bereits videoüberwacht. Das verbleibende
Viertel liege im öffentlichen Raum und sei
bislang aus Gründen des Datenschutzes
nichtmit Kameras ausgestattetworden.Ge-
nau dort aber befinden sich viele der Anla-
gen, die Reporter nun leicht zugänglich und
marginal gesichert vorfanden.

Hinzu kommt: Zentrale Informationen
überVerlauf, LageundStrukturdesBerliner
Stromnetzes sind digital einsehbar. Das
räumte auch der Regierende Bürgermeister
KaiWegner ein.Angesichts der aktuellenSi-
cherheitslage sei das ein Zustand, den man
sich „nicht leisten“ könne.

Die Frage, die sich nach den Beobach-
tungen vor Ort stellt, lautet daher nicht, ob
sich kritische Infrastruktur vollständig
schützen lässt. Sondernwarumnach einem
Anschlag, den der Senat als Terror bezeich-
net, ausgerechnet jene wenigen, besonders
wirksamen Punkte weiterhin ohne sichtba-
ren Schutz bleiben.

Mit den Ergebnissen ihrer Recherche
konfrontierte die Berliner Zeitung die poli-
tisch Verantwortlichen: den Regierenden
Bürgermeister Kai Wegner, Innensenatorin
Iris Spranger sowie Wirtschaftssenatorin
Franziska Giffey, in deren Zuständigkeit die
Energieinfrastruktur fällt.

Abstrakte Gefährdungslage

Eine einfache Frage: Warum sind „zentrale
Anlagen der Stromversorgung wenige Tage
nach einem schweren Anschlag auf kriti-
sche Infrastruktur weiterhin ohne“ sichtba-
ren Schutz? Diese Frage wurde von keiner
der angefragten Stellen beantwortet. Aus-
schließlich die Senatsverwaltung für Inne-
res und Sport beantwortete mehrere Fra-
gen, nicht jedoch die zentrale.

In ihrer Antwort erklärt die Innenverwal-
tung, der Schutz kritischer Infrastruktur sei
im „erforderlichen Maß intensiviert“ wor-
den. Wie sich diese Intensivierung konkret
äußert undwarum sie an den von Reportern
besuchten Anlagen nicht erkennbar ist, lässt
dieVerwaltungoffen.Details zumSchutzkri-
tischer InfrastrukturwürdenausSicherheits-
gründennicht öffentlich gemacht.

Auch zur Frage, ob unmittelbar nach
demAnschlag temporärerObjektschutz an-
geordnet worden sei, etwa durch Polizei, Si-
cherheitsdienste oder mobile Sicherungs-
technik, äußert sich die Innenverwaltung
nicht konkret. Stattdessen verweist sie da-
rauf, dass Sicherheit und Schutz „nicht
zwingend mit einer Sichtbarkeit der Maß-
nahmen einhergehen“.

Die operative Verantwortung verortet
die Senatsverwaltung für Inneres bei den
Netzbetreibern. Umspannwerke seien de-
ren Liegenschaften, ihr Schutz liege in de-
ren „ureigenerAufgabe“.Die Sicherheitsbe-
hörden des Landes unterstützten lediglich
beratend, etwa durch Gefahrenanalysen.
Unterwähnt bleibt, dass es sich bei demAn-
bieter Stromnetz um ein landeseigenes
Unternehmen handelt.

Zugleich räumtdie Innenverwaltungein,
dass weitere Anschläge nicht ausgeschlos-
sen werden können. Die Gefährdungslage
sei abstrakt hoch, zentrale Informationen
über das Berliner Stromnetz blieben öffent-
lich zugänglich. Zudem arbeite man daran,
den Schutz zu erhöhen, wie Innensenatorin
Iris Spranger auf einer Pressekonferenz am
6. Januar versprach. Wie die besonders ge-
fährdeten Teile der Berliner Energieinfra-
struktur bis dahin gesichert werden sollen,
bleibt offen.

Sprüher großflächig ausgetobt, was zeigt,
dass Unbefugte hier ohne weiteres Zutritt
haben. Einbruch-Profis können die Tür-
schlösser locker öffnen.

Und in Rudow liegt ein weiteres Um-
spannwerk direkt am Teltowkanal, umge-
ben von dichter Wohnbebauung. Schilder
weisen auf Videoüberwachung hin, das Be-
treten des Geländes ist „streng verboten“.
Genau solche Schilder finden sich jedoch
auch an den Zäunen der sabotierten Kabel-
brücke amTeltowkanal in Lichterfelde.

Und schließlich ein Hochspannungs-
mast in Baumschulenweg – aktuell eine
Baustelle. Genau hier verübten Linksextre-
misten bereits im Herbst einen Brandan-
schlag auf mehrere Kabel. Der Schaden
führte damals zu einem mehrtägigen
Stromausfall in 50.000 Haushalten in Köpe-
nick. Für die Berliner Landesregierung of-
fenbar keinGrund, die Sicherheitsmaßnah-
men zu erhöhen.

Der Eindruck verdichtet sich von Stand-
ort zu Standort: unterschiedliche Anlagen,
unterschiedliche Bezirke, aber ein wieder-
kehrendesMuster. Die Barrieren sind nied-
rig, von Sicherheitskräften oder Polizeibe-
amten fehlt jede Spur. Entsprechend hoch
ist die Verwundbarkeit der kritischen Infra-
struktur.

Es offenbart sich ein strukturelles Prob-
lem der Berliner Energieinfrastruktur – und
ein massives Behördenversagen. Das
Stromnetz der Hauptstadt ist insgesamt
rund 35.700 Kilometer lang. Nach Angaben
des Senats verlaufen etwa 99 Prozent dieser
Leitungen unterirdisch. Nur rund ein Pro-
zent verlaufen oberirdisch – über Masten,
Brücken, Schaltanlagen und Umspann-
werke. Doch das macht immer noch mehr
als 357 Kilometer oberirdische Leitungen.

Genau dieses eine Prozent entscheidet
im Ernstfall über die Versorgung ganzer
Stadtteile. Der jüngste Brandanschlag zeigt
erneut: Ein gezielt gelegtes Feuer an einer
Kabelbrücke reichte aus, um zeitweise
mehr als 100.000 Menschen den Strom ab-
zudrehen.

Auch aus Sicht der Sicherheitsbehörden
ist der Zustand der kritischen Infrastruktur
kein neues Problem. Rainer Wendt, Bun-
desvorsitzender der Deutschen Polizeige-
werkschaft, spricht von acht Jahren politi-

„Hochspannung Lebensgefahr“: Dieses Berliner Umspannwerk ist nur mit einem Zaun gesichert. ESPEN EICHHÖFER/OSTKREUZ
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